
438 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

24. 8. 1972 

Regierungsvorlage 

Bundesgesei~' vom ,XXXXXXXXXX, 
mit dem das Handelsgesetzbuch und die Bun ... 
desabgabenordnung , bezüglich der Verwtn"" 
dung von Datenträg~r:n geändert werden 

Artik~l' I 

,Das Handelsgesetzbuch :vom 10., Mai 1897, 
RGBL S.219, zuletzt. geändert ,durch das Bun­
desgesetz BGBL Nr. 170/1967, wird wie folgt 
geändert: 

j.Dem § 38 wird, als dritter Ahsatz angefügt: 

"Er kinn zur ordnurtgsmäßigertBu'chführung 
und' zur: Aufbew<l!hning der 'empfangimen Hari­
delsbriefe und der Ahschriften der abgesendeten 
Handels\:>riefe Datenträger' beriützen. Hierbei 
muß die inhalts gleiche, vollständige und geord­
nete, in den Fällen der Aufbewahrhng auch die 
urschriftgetreue 'Wie,dergabe his zum:' Ahla uf der 
gesetzlichen AuEbewahrungsfristen 'jederzeit 'ge­
währleistet sein." 

2. Dem § 47 wird als zweiter, Absatz ange-
fügt:, " " " , 

"Wer: Eintragungen oder, Aufbewahrungen, in 
der Form des § 38 Abs. 3 vorgenommen hat, 
muß, soweit er zur Einsichtgewährung verpflich­
tet ist, auf seine Kosten innerhalh angemessener 
Frist ,diejenigen Hilfsmittel 'zur Verfügung 
stellen, die notwendig sind, um die, Unterlagen 
lesbar zu machen, und, soweit erforderlich, die 
benötigte Anzahl ohne' Hilfsmittel· lesbarer, 
dauerhafter Wiedergabe'n beibringen." 

Artikel II 

Die Bundesabgahenordnung,' BGBL Nr. 194/ 
1961, in der Fassung des BundesgesetzesBGBl. 
Nr. 201/1965, der Kundmachung BGBL Nr. 141/ 
1966 und der Bundesgesetze Nr. 134/1969,224/ 
1972 und, 262/1972, wird wie:folgt geändert: 

wenn die inhaltsgleiche, vollständige und geord­
nete Wiedergabe bis zum .A!blauf der gesetz­
lichen Aufbewahrungsfrist jederzeit" ge",ähr­
leistet istj die vollständige und richtige Erfas,­
sung aller" GeschäftsvorfäUe' soll durch e~t-, 
sprechende Einrichtun'gen gesi~ert werden. ,'Wer 
Eintragungen in dieser, Form vorgenommep, hat, 
muß, s()weit er zur ,Einsichtgewahrung verpflich­
tet ist; auf seine Kosten in,nerhalb angemessener 
Frist diejenigen Hilfsmittel zur, Verfügung 
stellen, ~lie notwendig sind, Um die Unterlagen 
le~bar,zii !1lachen, und, soweit ~rforderlich" ohne 
HiHsmittel lesbare; dauerhafte, Wiedergaben b~i~ 
bringen." 

2. Der bisherige Woitlaüt des § 132 e~hält' die 
Absatihezeichnurig,,(l)"j folgende Abs. 2 bis 4 
werden angefügt: ,,' , ' 

,,(2) ,Die im kbs. 1 hezeichneten Unterlagen 
können statt in Urschrift auf Datenträgern auf­
bewahrt werden, wenn die vollständige,geord­
nete und urschriftgetreue Wiedergabe his zum 
Abla1;lf der gesetzlichen 'Aufhewa;hrungsfrist 
jederzeit gewährleistet ist. ' " "', ' 

,(3) Sow~it die im Abs. ~ ang~Hihrte~ Unter~ 
lagen nur auf Datenträgern vorliegen, kann die 
Aufbewahrung ,auf : Datenträgern ,gesch~hen; 
w,enn die" vollständige, geordnete ,und ,inha1ts~ 
gleiche Wiedergabe bis zu):ll Ablauf der' gesetz­
lichen A:uflbewahrungsfrist jederzeit:,,' gewähr­
leist(!t ist. , 

(4) W~r, Aufbewahrungen in der Form der 
A,bs .. 2 oder Jvorgenommen hat, muß, soweit 
er zur Einsichtgewährung verpflichte~ ist, auf 
seine Kosten innerhalb angemessener, Frist die­
jenigen Hilfsmittel zur Verfügung ,'st'ellen, " 4ie 
notwendig sind, urridie Unterlagen lesbar zu 
rria,chen, und, soweit erforderlich, ohile Hilts'~ 
mittel lesbare, dauerhafte Wtedergabenbeibrin­
gen." 

Artikel III, 1. Dem § 131 wird als dritter Ahsatz' ange­
fügt: Mit der Vollziehung des Art. I ist der Bun~ 

,,(3) Zur Führung von Büchern und Aufzeich- desminister für Justiz und des Art. II der Bun­
nungen können Datenträger verwendet werderi, desminister für Finanzen betraut. 
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2 438 der Beilagen 

Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

I 

Das kaufmännische Rechnungswesen hat sich 
seit Erlassung des Handelsgesetzbuchs - be­
dingt durch die wirtschaftliche und technische 
Entwicklung - derart verändert, daß eine An­
passung des Rechtes an die Notwendigkeiten der 
Praxis erforderlich ist. Beim gegenwarugen 
Stand ,der Technik bieten sich bei der Aufbe­
wahrung von Schriftgut und 'bei der kaufmänni­
schen Buchführung beispielsweise der Mikrofilm 
und die elektronische Datenverarbeitung (EDV) 
zur Benützung an. Die mit diesen technischen 
Mitteln von der Wirtschaft angestrebte Ratio­
nalisierungswirkung kann aber nur dann er­
reicht werden, wenn sie nicht nur auf dem Ge­
biet des Handelsrechts, sondern auch auf dem 
des Abgabenrechtsdurchbricht. Diese über­
legung gebietet daher die Regelung des Gegen­
standes sowohl für das Rechtsgebiet des Han­
delsrechts wie das der Bundesabgabenordnung. 

Der Gesetzesentwurf verzichtet bewußt auf die 
ausdrückliche Bezeichnung der üblichen Arbeits­
weisen, er verwendet vielmehr die allgemeine 
Wendung "Datenträger", um zukünftigen tech­
nischen Entwicklungen gerecht werden zu 
können; damit hle~bt auch der Praxis bei der 
Benützung von "Datenträgern" deren Auswahl 
oder Kombination frei überlassen. Der Einsatz 
des Mikrofilms und/oder von EDV-Anlagen soll 
wahlweise, neben den bisher üblichen Arbeits­
weisen, die unangetastet bleiben, möglich sein; 
er ist durch die allgemeine Bezeichnung "Daten­
träger" gedeckt. 

Der immer größer werdende Anfall an auf­
bewahrungspflichtigern Schriftgut führte zu 
Schwierigkeiten bei der Unterlbringung des Ma­
terials. Diese Schwierigkeiten veranlaßten den 
Gesetzgeber schon 1964, die Frist für die Auf­
bewahrungspflicht für bestimmte geschäftliche 
Aufzeichnungen von zehn auf sieben Jahre 
herabzusetzen (Bundesgesetz vom 15. Juli 1964, 
BGBL Nr. 196, mit dem handels- und genossen­
schaftsrechtliche . Aufhewahrungsfristen ver­
kürzt werden). Diese Maßnahme brachte damals 

eine Erleichterung, der ständig anwachsende 
,Schriftverkehr macht jedoch, besonders bei 
Großunternehmen, weitere Maßnahmen erfor­
derlich, die eine raum- und kostensparende Auf­
bewahrung des Schl'iftgutes ermöglichen und 
auch ein schnelles und sicheres Auffinden einzel­
ner Schriftstücke gewährleisten. Eine wirksame 
Hilfe bietet gegenwärtig das Mikrofilmverfah­
ren. Hierzu bedarf es jedoch einer Gesetzände­
rung, denn nach geltendem Recht müssen be­
stimmte Geschäftsunterlagen in Urschrift auf­
bewahrt werden. Eine ähnliche gesetz1iche Rege­
lung, die die nahezu gleichlautenden Bestimmun­
gen des deutschen Handelsgesetzbuchs änderte, 
erging in der Bundesrepublik Deutschland durch 
das Bundesgesetz vom 2. August 1965, BGBL I 
S. 665. Die im Gesetzentwurf vorgesehene 
neue Regelung dürfte sich als wesentliche Ent­
lastung für die Wirtschaft auswirken, sie ist da­
bei so schmiegsam gehalten, daß weiteren Ent­
wicklungen Spielraum gelassen wird. 

11 

Die Durchführung des entworfenen Bundes­
gesetzes wird' weder einen vermehrten Verwal­
tungsaufwand noch erhöhte Verwaltungskosten 
verursachen. 

III 

Die Zuständigkeit des Bundes für das Han- , 
delsrecht stützt sich auf den Art. 10 Abs. 1 Z. 6 
B-VG und für die Bundesahgahenordnung auf 
den ersten Halbsatz des Art. 11 Abs. 2 B-VG 
in Verbindung mit dem § 7 des Finanz-Ver­
fassungsgesetzes 1948, BGBL Nr. 45. 

Besonderer Teil 

Zum Art. I 

Zum § 38 Abs. 3 HGB 

Wie bereits im Allgemeinen Teil erwähnt, um­
faßt der Begriff "Datenträger" auch den Mikro­
film. 

Die Mikroverfilmung bringt eine wesentliche 
Raumersparnis. Die Mikrofilme' sind besser· gegen 
Naturgewalten und Einwirkungen von Dritten 
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438 der Beilagen 3 

(Diebstahl) sdtützbar, sie sind leidtt zu befördern 
und können sdtnell in Sidterheit gebradtt wer­
den; zudem besteht die Möglidtkeit der Aufhe­
wahrung mehrerer Kopien an versdtiedenen 
Orten. Nachteil der Mikroverfilmung ist die er­
schwerte Möglidtkeit der Feststellung, ob die 
Ursdtrift vor der Verfilmung gefälsdtt oder ver­
fälsdtt worden ist. Eine möglidtst. frühzeitige 

men mit dem nach wie vor geltenden Grundsatz 
der ordnungsgemäßen Buchführung, der Ge­
brauch einer EDV-Anlage weder dem Benützer 
noch Dritten einen Nachteil bringt. Auch die 
Revision wird dadurch möglich gemacht. Die 
"geordnete Wiedergabe" schließt die Kenntnis des 
Programms der EDV-Anlage begrifflich in sich; 
dieses muß daher aufbewahrt werden. 

Verfilmung verkehrt diesen Nachteil in einen Die vorgesdtlagene Lösung ist als Ergänzung 
Vorteil, weil· nadt ordnungsgemäßer Verfilmung der bestehenden Redttslage gedadtt. Es soll also 
Madtensdtaften sehr ersdtwert sin·d. Außerdem weiterhin die Führung von "Büchern" im eigent­
erlaubt die Aufbewahrung von Mikrofilmen ein lichen Sinn des Wortes (§§ 38 ff. HGB) möglich 
zweckmäßigeres Auffinden des aufbewahrten sein, daneben aber auch die Möglidtkeit gesetz­
Gutes. lich verankert werden, EDV-Anlagen zur kauf-

Vom geltenden Redtt ausgehend, bieten, sich männischen Budtführung zu verwenden. 
die "empfangenen und abgesendeten Handels- An der Pflicht zur Führung der Handelsbücher 
briefe" als zur Mikroverfilmung geeignet an (§ 38 in einer lebenden Sprache unter Verwendung der 
Abs. 2, § 44· Abs. 2 HGB, Art. I Abs. 1 des Bun- Schriftzeichen einer solchen ändert sich durch die 
desgesetzes BGBl. Nr. 196/1964). Die Aufbewah- Benützung einer EDV-Anlage nichts; durch die 
rung von Mikrofilmen der Handelsbücher, Inven- Pflicht, stets einen Klartext (in einer lebenden 
tare und Bilanzen wird jedoch kaum in Betracht Sprache) ausdrucken zu können, wird dem Erfor­
kommen, weil diese Urkunden (für die Dauer der dernis des § 43 Abs. 1 HGB entsprochen; Der 
Aufbewahrungsfrist) in der Regel nicht so viel § 43 Abs. 2 und 3 HGB, wenn der Kaufmann bei 
Platz einnehmen werden wie die Handelskorre- der bisherigen gesetzlidten Möglichkeit der Buch­
spondenz. führung bleibt, und der § 44 HGB bleiben durch 

Die Aufbewahrungspflicht erfährt nur insoweit den neuen § 38 Abs. 3 HGB unberührt .. Macht 
eine Veränderung, als in Zukunft nicht stets ein der Kaufmann von der Möglichkeit des § 38 
Stück bedrucktes oder beschriftetes Papier auf- Abs. 3 HGB keinen Gebrauch, so gilt der § 43 
bewahrt werden muß, sondern die Möglichkeit HGB im vollen Umfang, macht er von der Mög­
bestehen soll, für die Dauer der siebenjährigen lichkeit des Einsatzes der neuen Techniken Ge­
Aufbewahrungspflicht bei vorhandenem Daten- brauch, so hat er die Gebote des § 38 Abs. 3 und 
träger jederzeit eine Information ausdrucken zu· des § 47 Abs. 2 HGB zuzüglich zu beachten. 
können. Daher muß der Datenträger dauerhaft 
sein und für den genannten Zeitraum stets zur Zum § 47 Abs. 2 HGB 
Verfügung stehen. Im Verein mit der weiteren Diese Bestimmung setzt die Pflidtt des Kauf-
Forderung des § 38 Abs. 3 zweiter Satz des Ge- manns fest, auf seine Kosten die erforderliche 
setzesentwurfs (Urschrifttreue, Vollständigkeit Anzahl ohne Hilfsmittel lesbarer, dauerhafter Wie­
und geordnete Wiedergabe) wird damit sicher- dergaben beizustellen. Das Erfordernis der "Dauer­
gestellt, daß die vom Bundesgesetz BGBl. Nr. 196/ haftigkeit" der Wiedergabe ist unumgänglich er-
1964 angestrebten Ziele auch ·bei der durch die forderlich, um der gesetzlichen Aufbewahrungs­
Novelle geänderten Rechtslage erreicht werden pflicht entsprechen zu können. Die Pflicht des 
können. Bei der "urschriftgetreuen Wiedergabe" Kaufmanns zur Tragung der Kosten ist billig, 
wird nur soweit ein strenger Maßstab anzulegen weil diese Kosten zufolge der zu seinem Vorteil 
sein, als nur eine nach dem jeweiligen Ent- gestatteten Aufbewahrungs- oder Buchführungs­
wicklungsstand der Wiedergabetechnik beste form entstehen. Sie trifft ihn, gleichgültig ob die 
Wiedergabegenauigkeit erforderlich ist, derzeit Wiedergaben innerhalb oder außer halb eines ge­
also die Wiedergabe beispielsweise nicht einen richtlichen Verfahrens vorzulegen sind. 
allfälligen Farbdruck· des Briefkopfes, farbige Der § 47 HGB bestimmt, daß bei Vermögens­
Unterstreichungen, den Farbton des Papiers usw. auseinandersetzungen das Gericht die Vorlegung 
aufweisen muß. der Handelsbücher anordnen kann. Außerhalb 

Bei Verwendung einer EDV-Anlage verzichtet eines Rechtsstreits ist in den Fällen des § 47 
der Gesetzesentwurf darauf, daß der gespeicherte ~GB wie Lehre und Rechtsprechung 
Datenbestand zu einem bestimmten Zeitpunkt erarbeiteten (S chi e gel b erg e r - H i I d e­
vollständig in Klarschrift ausgedruckt werden b r a n d t 4 Kommentar § 47 HGB Anm. 1 ; 
muß, sondern begnügt sich damit - für den Zeit- B r ü g gern a n n in Großkommentar 3 I § 47 
raum der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist -, die HGB Anm. 3; OGH 25. 11. 1913 
jederzeitige Bereitschaft zum Ausdruck in Klar- AmtlSlg. 1598 = GIUNF 6654) - im außer­
schrift zu verlangen. Die Forderung nach "In- streitigen Verfahren vorzugehen. Da die herr­
haltsgleichheit, Vollständigkeit und geordneter schende Lehre und Rechtsprechung für Vermö­
Wiedergabe" gibt die Gewähr dafür, daß, zusam- gens auseinandersetzungen die Geltung des außer-
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4 438 der Beilagen 

streitigen Verfahrens für zulässig erklärt, müs­
sen diese überlegungen um so mehr auch für 
den neuen Abs. 2 gelten, der nur die Lesbar­
machung der gespeicherten Daten sicherstellen 
will. 

Zur Durchsetzung der VorlagepfIicht in einem 
streitigen Verfahren sind die §§ 45 und 46 
HGB zusammen mit den Bestimmungen der 
Zivilprozeßordnung anzuwenden. 

Zum Art. 11 

Mit der im Art. 11 vorgesehenen Knderung 
der BAO soll für deren Anwendungsbereich das 
im Allgemeinen Teil dargelegte Ziel dieser No­
velle verwirklicht und die möglichst weitgehende 
übereinstimmung zwischen den Buchführungs­
vorschriften des Handelsgesetzbuchs und der 
BAO weiterhin gesichert bleiben. Anknüpfend 
an die. bestehende Systematik der BAO, wird im 
Gesetzesentwurf die Regelung über die Führung 
von Büchern und Aufzeichnungen unter Ver­
wendung von Datenträgern dem § 131 BAO, 
die Regelung über die Erfüllung der Aufbewah­
rungspflicht unter Verwendung von Datenträ­
gern dem § 132 zugeordnet. Hinsichtlich des Be­
griffes "Datenträger" wird auf die Ausführun­
gen im Allgemeinen Teil verwiesen. Er umfaßt 
demn~ch besonders die magnetischen Datenträger 
und den Mikrofilm. 

Zum § 131 BAO 

Die Z. 1 des Art. II sieht eine Ergänzung des 
§ 131 BAO durch Anfügung eines dritten Ab­
satzes vor, der die Führung von Büchern und 
Aufzeichnungen unter Verwendung von Daten­
trägern behandelt. Hierbei handelt es sich um 
einen Sonderfall der im § 131 Abs. 2 geregelten 
maschinellen Führung von Büchern und Auf­
zeichnungen, wobei die Besonderheit in der man­
gelnden Lesbarkeit der Datenträger liegt. Abge­
sehen davon, daß in übereinstimmung mit dem 
Art. I Z .. 1 des Gesetzesentwurfes die jederzei­
tige Wiedergabemöglichkeit eine Voraussetzung 
für die. Anerkennung von Datenträgern als 
Bücher oder Aufzeichnungen ist, erscheint es da­
her auch sachgerecht, zur Sicherung der vollstän­
digen und richtigen Erfassung aller Geschäfts­
vorfälle entsprechende Einrichtungen vorzu-

. sehen. Damit wird ferner klargestellt, daß be-

sonders bei Buchungsverfahren mit elektroni­
scher Datenverarbeitung der ordnungsgemäßen 
Programmdokumentation wesentliche Bedeutung 
zukommt und daß diese Dokumentation als Be­
standteil der Buchführung (der Aufzeichnungen) 
aufzubewahren ist. Sofern es die Abgabenpe­
hörde für erforderlich hält, ist der gespeicherte 
Buchungsstoff innerhalb angemessener Frist in 
Klarschrift auszudrucken, wenn die Beistellung 
von Hilfsmitt~ln zur Lesbarmachting nicht ge­
nügt. Diese Regelung ist für die Durchführung 
abgabenbehördlicher Prüfungen (§§ 147 ff. BAO) 
und für die Vornahme einer Nachschau gemäß 
§ 144 BAO von besonderer Bedeutl,lng. 

Zum § 132 BAO 

Der Art. II Z. 2 hat die Verwendung von 
Datenträgern zum Zweck der Aufbewahrung 
von Büchern, Aufzeichnungen und sonstigen auf­
bewahrpfIichtigen Unterlagen zum Gegen­
stand. In den neuen Abs. 2 und 3 des § 132 
BAO wird diese Aufbewahrungsart ausdrücklich 
für zulässig erklärt. Die Voraussetzungen des 
Abs. 2 entsprechen jenen des § 38 Abs. 3 HG13. 
Der Abs. 3 enthält eine besondere Regelung für 
den Fall, daß die im Abs. 1 angeführten Unter­
lagen nicht in Urschrift, sondern nur auf Daten­
trägern vorliegen. Diesfalls soll an Stelle der 
"urschriftgetreuen Wiedergabe" die bloß "in­
haltsgleiche Wiedergabe" ausreichend sein. Die 
vollständige, geordnete und urschriftgetreue bzw. 
inhaltsgleiche Wiedergabe kann nur dann als ge­
währleistet angesehen werden, wenn bereits beim 
Aufbewahrungsvorgang - im Fall des Mikro­
films bei der Mikroverfilmung des Schriftgutes 
- nach ordnungsgemäßen Grundsätzen vorge­
gangen worden ist. Die im neuen Abs. 4 veran­
kerte Pflicht, ohne Hilfsmittel lesbare, dauerhafte 
Wiedergaben beizubringen, wenn die Aufbewah­
rung von Unterlagen nur auf Datenträgern vor­
genommen worden ist, und die Zurverfügung­
stellung von Hilfsmitteln, die notwendig sind, 
um die Unterlagen lesbar zu machen, nicht ge­
nügt, ist eine· wegen der gegenständlichen Auf­
bewahrungsform notwendige Ergänzungsrege­
lung. 

Zum Art. III 

Diese Bestimmung enthält die Vollziehungs­
klausel. 
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438 der Beilagen 5 

Anlage zu den Er1äuterunge~ 

TEXTGEGENOBERSTELLUNG 

Geltende Bestimmungen 

Handelsgese~zbuch 

§ 38. Jeder Kaufmann ist verpflichtet, Bücher 
Zu führen und in diesen seine Handelsgeschäfte 
und die Lage seines Vermögens nach den Grund­
sätzen ordnungsmäßiger Buchführung ersichtlich 
zu machen. 

Er ist verpflichtet, eine Abschrift (Kopie oder 
Abdruck) der abgesendeten Handelsbriefe zu­
rückzubehalten und diese Abschriften sowie die 
empfangenen Handelsbriefe geordnet aufzube­
wahren. 

§ 47. Bei Vermögensauseinandersetzungen, 
insbesondere in Erbschafts-, Gütergemeinschafts­
und Gesellschaftsteilungssachen, kann das Gericht 
die Vorlegung der Handelsbücher zur Kenntnis­
nahme von ihrem ganzen Inhalt anordnen. 

§ 38 •... 

Als dritter Absatz wird angefügt: 
Er kann zur ordnungsmäßigen Buchführung 

und zur Aufbewahrung der er:nptangenen Han­
delsbriefe und der Abschriften der abgesendeten 
Handelsbriefe Datenträger. benützen. Hierbei 
muß die inhaltsgleiche, vollständige und geord­
nete, in den F~llen der Aufbewahrung auch die 
urschriftgetreue Wiedergabe bis zum Ablauf der 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen jederzeit ge-
währleistet sein. ' 

§ 47 •... 

Als zweiter Absatz wird angefügt: 
Wer Eintragungen oder Aufbewahrungen in 

der Form des § 38 Abs. 3 vorgenommen hat, 
muß, soweit er zur Einsichtgewährung ver­
pflichtet' ist, auf seine Kosten innerhalb angemes­
sener Frist diejenigen Hilfsmittel zur -Verfügung 
stellen, die notwendig sind, um die Unterlagen 
lesbar zu machen, und, soweit erforderlich,. die 
benötigte, Anzahl ohne Hilfsmittel lesbarer, 
dauerhafter Wiedergaben beibringen. 

Bundesabgabenordnung 

§ 131. ... 

Als dritter Absatzwird angefügt: 

§ BI. (1) Bücher, die gemäß den §§ 124 oder 
125 zu führen sind oder ohne gesetzliche Ver­
pflichtung geführt weiden, und Aufzeichnungen . 
der in den §§ 126 bis 130 bezeichneten Art sind 
im Inland zu führen. Für sie gelten insbeson­

(3) Zur Führung von Büchern und Aufzeich­
nungen können Datenträger verwendet werde~, 
wenn die inhalugleiche, vollständige und geord­
. nete Wiedergabe bis zum Ablauf der gesetzlichen 

dere folgende Vorschriften: 

1. Sie sollen in einer lebenden Sprache und Aufbewahrungsfrist jederzeit gewährleistet ist; 
mit den Schriftzeichen einer solchen geführt wer- die vollständige und richtige Erfassung .aller . Ge­
den. Soweit die Bücher und die Aufzeichnungen schäftsvorfälle soll. durch entsprechende Einrich­
nicht in deutscher Sprache geführt werden, hat tungen gesichert werden. Wer Eintragungen in 
der Abgabepflichtige auf Verlangen der Ab- dieser Form vorgenommen hat, muß, soweit er 
gabenbehördeeine beglaubigte übersetzung der zur Einsichtgewährung verpflichtet ist, auf seine 
vorgelegten 'Kontoauszüge, Bilanzabschriften Kosten innerhalb angemessener Frist diejenigen 
oder Belege beizubringen. Soweit es für die Hilfsmittel zur. Verfügung stellen, die notwendig 
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6 438 der Beilagen 

Geltende Bestimmungen Entwurf 

Durchführung einer abgabenbehördlichen Prü- sind, um die Unterlagen lesbar zu machen, und, 
fung (§§ 147 bis 153) erforderlich ist, hat der soweit erforderlich, ohne Hilfsmittel lesbare, 
Abgabepflichtige auf seine Kosten für die über- dauerhafte Wiedergaben beibringen. 
setzungder eingesehenen Bücher und Aufzeich-
nungen Sorge zu tragen; hiebei genügt die Bei-
stellung eines geeigneten Dolmetschers. 

2. Die Eintragungen sollen der Zeitfolge nach 
geordnet, vollständig, richtig und zeitgerecht 
vorgenommen werden. Kasseneinnahmen und 
-ausgaben sollen mindestens täglich aufgezeichnet 
werden. 

3. Die Bezeichnung der Konten und der Bü­
cher soll erkennen lassen, welche Geschäftsvor­
gänge auf diesen Konten (in diesen Büchern) 
verzeichnet werden. Konten, die den Verkehr 
mit Geschäftsfreunden verzeichnen, sollen die· 
Namen und Anschriften der Geschäftsfreunde 
ausweisen. 

4. Soweit Bücher oder Aufzeichnungen ge­
bunden geführt werden, sollen sie nach Maßgabe 
der Eintragung Blatt für Blatt oder Seite für 
Seite· mit fortlaufenden Zahlen versehen sein. 
Werden Bücher oder Aufzeichnungen auf losen 
Blättern geführt, so sollen diese in einem lau­
fend geführten Verzeichnis (Kontenregister) fest­
gehalten werden. 

5. Die zu den Büchern und Aufzeichnungen 
gehörigen Belege sollen derart geordnet aufbe­
wahrt werden, daß die überprüfung der Ein­
tragungen jederzeit möglich ist. 

6. Die Eintragungen sollen nicht mit leicht 
entfernbaren Schreihmitteln erfolgen. An Stel­
len, die der Regel nach zu beschreiben sind, sol­
len keine leeren Zwischenräume gelassen werden. 
Der ursprüngliChe Inhalt einer Eintragung soll 
nicht mittels Durchstreichens oder auf andere 
Weise unleserlich gemacht werden. Es soll nicht 
radiert' und es sollen auch solche Veränderungen 
nicht vorgenommen werden, deren Beschaffen­
heit ungewiß läßt, ob sie bei der ursprünglichen 
Eintragung oder erst später vorgenommen wor­
den sind. 

(2) Werden die Geschäftsvorfälle maschineI1 
festgehalten, gelten die Bestimmungen des Abs. 1 
sinngemäß mit der Maßgabe, daß durch gegen­
seitige Verweisungen oder Buchungszeichen der 
Zusammenhang zwischen den einzelnen Buchun­
gen sowie der Zusammenhang zwischen den 
Buchungen und den Belegen klar nachgewiesen 
werden sollen; durch entsprechende Einrichtun­
gen soll der Nachweis. der vollständigen und 
richtigen Erfassung aller Geschäftsvorfälle leicht 
und sicher geführt werden können. 

§ 132. Bücher und Aufzeichnungen sowie die 
zu den Büchern und Aufzeichnungen gehörigen 
Belege und, soweit sie für die Abgabenerhebung 

§ 132. Der bisherige Wortlaut des § 132 erhält 
die Absatzbezeichnung ,,(1)"; folgende Abs. 2 
bis 4 werden angefügt: 
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438 der Beilagen 7 

Geltende Bestimmungen 

von Bedeutung sind, auch die Geschäftspapiere 
und die sonstigen Unterlagen sollen durch sie­
ben Jahre, Aufzeichnungen über die Einbehal­
tung und Abfuhr von Abgaben durch fürtf 
Jahre aufbewahrt werden. Die Frist läuft vom 
Schluß des Kalenderjahres, für d~s die letzte 
Eintragung in die Bücher (Aufzeichnungen) vor­
genommen worden ist. 

Entwurf 

(2) Die im Abs. 1 bezeichneten Unterlagen 
können statt in Urschrift auf Datenträgern auf­
bewahrt werden, wenn die vollständige, geord­
nete und urschriftgetreue Wiedergabe bis zum 
Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist je­
derzeit gewährleistet ist. 

(3) Soweit die im Abs. 1 angeführten Unter­
lagen nur auf Datenträgern vorliegen, kann die 
Aufbewahrung auf Datenträgern geschehen, 
wenn die vollständige, geordnete und inhalts­
gleiche Wiedergabe bis zum Ablauf der gesetz­
lichen Aufbewahrungsfrist jederzeit gewährlei­
stet ist. 

(4) Wer Aufbewahrungen in der Form der 
Abs. 2 oder 3 vorgenommen hat, muß, soweit 
er zur Einsichtgewährung verpflichtet ist, auf 
seine Kosten innerhalb angemessener Frist die­
jenigen Hilfsmittel zur Verfügung stellen, die 
notwendig sind, um die Unterlagen lesbar zu 
machen, und, soweit erforderlich, ohne Hilfs­
mittel lesbare, dauerhafte Wiedergaben beibrin­
gen. 
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